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Tagesordnungspunkt 1 
 
Gesetzentwurf der Bundesregierung 
 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des  
Bundesbedarfsplangesetzes und anderer  
Vorschriften 
 
BT-Drucksache 19/23491 
 
Der Vorsitzende: Ja, meine Damen und Herren, 
ich denke, wir beginnen mit unserer Anhörung. 
Alle Fraktionen sind, soweit ich das sehen 
konnte, vertreten. Ich begrüße Sie alle ganz herz-
lich zu unserem heutigen Thema „Bundesbedarfs-
plangesetz“. Die Anhörung befasst sich mit der 
nachfolgenden Vorlage. Ich werde sie genauso 
nennen wie sie heißt, nämlich „Entwurf eines Ge-
setzes zur Änderung des Bundesbedarfsplangeset-
zes und anderer Vorschriften“, Bundestagsdruck-
sache 19/23491. Es geht um die Regulierung der 
Netze und alle dazugehörenden Fragen, noch 
nicht um die Wasserstoffnetze, die auch dringend 
einer Regelung bedürfen, aber um alle anderen 
Netze. Ich begrüße unsere Sachverständigen, die 
uns heute zur Verfügung stehen, recht herzlichen. 
Dank schon einmal dafür. Als erstes Herrn Stefan 
Kapferer von 50Hertz, dann Herrn Jochen 
Homann von der Bundesnetzagentur, dann Herrn 
Professor Dr.-Ing. Oliver Brückl (Ostbayerische 
Technische Hochschule Regensburg), dann Herrn 
Dr. Werner Götz (TransnetBW GmbH), Herrn Dr. 
Michael Ritzau (BET Energie), Herrn Professor Dr. 
rer. pol. Felix Müsgens (BTU Cottbus-Senften- 
berg), Herrn Dr. Herbert Barthel, (BN, BUND  
Bayern) und Frau Nadine Bethge (Deutsche Um-
welthilfe). Dann begrüße ich auch Frau Staatssek-
retärin Winkelmeier-Becker, die uns heute zur 
Verfügung steht und ebenfalls Ihren Ausführun-
gen lauschen wird. Dann begrüße ich natürlich 
ganz herzlich meine Kollegen vom Ausschuss für 
Wirtschaft und Energie sowie anderer Aus-
schüsse, die uns vielleicht zuhören. Für die Bun-
desregierung nehmen auch weitere Fachbeamte 
vom Ministerium teil. Ich begrüße die Vertreter 
der Länder, der Medien und auch alle die, die uns 
als Gäste zuhören oder uns über das Parlaments-
fernsehen verfolgen. Zum Ablauf der heutigen An-
hörung, wir machen das unter Berücksichtigung 
des Stärkeverhältnisses der Fraktionen. Wir haben 

90 Minuten Zeit und werden deshalb folgende Re-
gelungen zur Anwendung bringen: Wir sind über-
eingekommen, dass wir in der ersten Runde pro 
Wortmeldung eine Redezeit von 4 Minuten für 
Frage und Antwort haben. In der zweiten und 
dritten Runde jeweils 3 Minuten. Es läuft die Uhr 
mit, damit Sie sehen, wie lang Sie noch Zeit  
haben. Ich muss relativ streng auf die Zeit achten, 
damit wir entsprechend unseren Regelungen auch 
alle zu Wort kommen lassen. Meine Bitte an die 
Kollegen: Möglichst kurze Fragen, dann gibt es 
mehr Zeit für die Antwort. An Sie noch mal der 
Appell, zu Beginn der Frage den Namen des Sach-
verständigen zu nennen, an den Sie die Frage 
richten. Ich werde ihn dann nochmal aufrufen, 
das ist wichtig für das Protokoll, dass Sie auch 
wissen, wer von Ihnen spricht. Es liegen schriftli-
che Stellungnahmen der Sachverständigen vor. 
Sofern sie vorliegen, sind sie in der Ausschuss-
drucksache mit verteilt worden. Es wird ein Wort-
protokoll erstellt, darauf habe ich bereits hinge-
wiesen. Damit sollte ich mit meinen Erläuterun-
gen durch sein, und wir können mit unserer An-
hörung beginnen. Als erstes bitte ich Herrn Dr. 
Lenz von der CDU/CSU-Fraktion, seine Frage zu 
stellen.  
 
Abg. Dr. Andreas Lenz (CDU/CSU): Danke, Herr 
Vorsitzender, auch im Namen der Unionsfraktion 
herzlichen Dank an alle Sachverständigen, dass 
Sie heute hier sind und unsere Fragen möglichst 
beantworten. Ich würde es jetzt trotzdem gerne 
mit Herrn Professor Brückl probieren mit der  
ersten Frage. Wenn nicht, sind wir da aber sehr 
flexibel. Herr Brückl, meine Frage, warum braucht 
es eigentlich Netzausbau? Diesbezüglich könnten 
Sie da auf die regionale, die nationale und die  
europäische Komponente eingehen? Meine 
zweite Frage zur zeitlichen Komponente: Wir wis-
sen ja alle, dass es drängt. Und damit verbunden 
die Frage, ob bei der zeitlichen Komponente par-
tiell Erdverkabelung einen Sinn ergibt, wenn es 
dazu führt, die Gesamtvorhaben zu beschleuni-
gen. 
 
Der Vorsitzende: Herr Dr. Brückl. Ich möchte den 
Hinweis geben, dass Sie dann noch 3 Minuten ha-
ben. Ich würde dann bei 2:45 dazwischenreden 
und sagen, Sie haben noch 15 Sekunden. Das, was 
ich jetzt gesagt habe, wird nicht auf Ihre Zeit ange-
rechnet.  
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SV Prof. Dr.-Ing. Oliver Brückl (OTH Regens-
burg): Vielen herzlichen Dank. Ich beginne mit 
der zweiten Frage der Erdverkabelung. Sie spre-
chen wahrscheinlich die Verkabelung im Dreh-
stromsystem an und nicht die Hochspannungs-
Gleichstrom-Übertragung (HGÜ). Im Dreh-
stromsystem haben wir das physikalische Phäno-
men, dass wir kapazitive Ladeströme bereitstellen 
müssen und sich dann die Übertragungskapazität 
verringert, je länger das Kabel wird. Mit partieller 
Verkabelung meinen Sie wahrscheinlich sehr 
kurze Verkabelungsstrecken; dies ist technisch 
auch möglich. Technisch weniger sinnvoll sind 
dann Verkabelungen im Drehstrombereich in der 
Höchstspannungsebene über große Distanzen von 
50 Kilometer und länger, weil sie dann etwa alle 
50 Kilometer raus müssen, um eine Kompensati-
onsanlage zu errichten und die Ladeströme bereit-
zustellen. Bei der ersten Frage ging es um die 
Netze. Wir müssen unterscheiden zwischen 
Transportnetz und Verteilungsnetz. Sehr wichtig 
für die Energiewende ist der Transportnetzausbau. 
Das ist eine der kostengünstigsten und auch ener-
gieeffizientesten Maßnahmen zur Umsetzung der 
Energiewende, um den räumlichen Ausgleich zu 
nutzen und Synergieeffekte zu bekommen mit 
Blick auf einen stochastischen Ausgleich. Vor  
allem in der fluktuierenden Einspeisung aus Wind 
und Photovoltaik (PV). Insofern ist dieser Trans-
portnetzausbau eine der zentralen Stellschrauben 
für eine erfolgreiche Umsetzung der Energie-
wende. Und das nicht nur in regionaler Hinsicht. 
Die Energiewende darf nicht nur in regionaler 
Hinsicht betrachtet werden. Sie muss vielmehr 
national beziehungsweise international gedacht 
werden, um dann auch eine sichere und bezahl-
bare Energieversorgung für uns alle hier in 
Deutschland, aber auch in Europa gewährleisten 
zu können. Danke.  
 
Der Vorsitzende: Recht herzlichen Dank. Die 
nächste Frage stellt Herr Westphal von der SPD.  
 
Abg. Bernd Westphal (SPD): Vielen Dank, Herr 
Vorsitzender, vielen Dank meine Damen und Her-
ren Sachverständigen, dass Sie uns heute hier zur 
Verfügung stehen. Meine erste Frage geht an Dr. 
Götz von TransnetBW. Energiewende kann nur ge-
lingen, wenn wir eine vernünftige Netzinfrastruk-
tur haben. Deswegen wollen wir mit diesem Ge-
setz eine weitere Beschleunigung, Optimierung 

und natürlich auch Neubau von Netzen möglichst 
schnell an den Start bringen. Sie kennen die Situ-
ation, dass wir erstens erneuerbare Energien abre-
geln, weil die Netze sie nicht aufnehmen können. 
Und zweitens, weil die Gefahr besteht, zwei Ge-
botskomponenten zu haben. Von daher, Sie von 
TransnetBW schlagen vor, noch den Suedlink 3 
mit aufzunehmen, also eine neue Leitung. Wie 
können Sie das begründen? Und passt das über-
haupt noch rein, dass wir diese Leitung noch 
rechtzeitig fertig haben?  
 
Der Vorsitzende: Herr Dr. Götz, bitte. 
 
SV Dr. Werner Götz (TransnetBW): Danke, Herr 
Westphal. Das sind im Wesentlichen 
zwei Gründe, die ich hier nennen will: Wir haben 
jetzt die Chance, dieses Projekt mit zwei Gigawatt 
zu erweitern. Und zweitens sehen wir langfristig 
den Bedarf für weitere Gleichstrom (DC)-Korri-
dore. Zur Konkretisierung, warum sehen wir die 
Chance jetzt gegeben? Wir haben Suedlink geplant 
als Vier-Gigawatt-System. Wir hätten dafür auf-
grund der ursprünglichen Technologie 320 KV 
Erdverkabelung, also acht Einzelkabel gebraucht. 
Wir haben uns im letzten Jahr entschlossen, die 
Spannungsebene auf 525 KV zu erhöhen. Damit 
bleibt in der gleichen Trasse jetzt Platz für weitere 
zwei Gigawatt, ohne dass wir den Trassenbreiten-
bereich erhöhen. Zum Bedarf: Wir sehen aktuell, 
dass insbesondere im Offshore-Bereich die pers-
pektivische Bedarfsposition von 20 auf 40 Giga-
watt erhöht wird. Sie können auch in den Süden 
schauen, wo sich die konkrete Bedarfssituation 
noch dringlicher zeichnet. Alleine Baden-Würt-
temberg verliert aufgrund der Kohleausstiegssze-
narien 8,4 Gigawatt gesicherte Leistung bei einem 
Gesamtbedarf von etwa elf Gigawatt. Aktuell sind 
wir mit vier Gigawatt an das DC-Netz angebun-
den. Ich fasse noch einmal zusammen: Wir sehen 
den Bedarf perspektivisch als gesichert gegeben. 
Und wir sehen jetzt die Chance und wollen sie 
nutzen. Heute wollen wir Ihnen diese Chance als 
volkswirtschaftlich sinnvoll vorstellen. Zum zeit-
lichen Rahmen kann ich gerne noch etwas sagen. 
Der Vorschlag, den wir eingebracht haben, sieht ja 
vor, dass wir Suedlink 3 als separates Vorhaben 
ins Rennen schicken. Das dient insbesondere dem 
Schutz des Bestandsprojektes, weil Sie sagen mit 
Recht, wir müssen mit allen Mitteln verhindern, 
dass Suedlink zeitlich verzögert wird.  
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Der Vorsitzende: Danke, als nächstes Herr Kotré 
von der AfD.  
 
Abg. Steffen Kotré (AfD): Ja vielen Dank, meine 
Frage geht an die Übertragungsnetzbetreiber, 
Herrn Kapferer und Herrn Dr. Götz. Für wie realis-
tisch halten Sie die Ausbauziele Erneuerbarer 
Energie, 65 Prozent oder sogar 100 Prozent vor 
dem Hintergrund der Versorgungssicherheit und 
der gesamtgesellschaftlichen Kosten? 
 
SV Stefan Kapferer (50Hertz): Herr Abgeordneter, 
realistisch ist eine Zielerreichung des bisherigen 
65 Prozent-Zieles bis 2030 durchaus. Das kann ich 
für unser Übertragungsgebiet bei 50Hertz sagen. 
Wir hatten im letzten Jahr 60 Prozent, wir werden 
dieses Jahr wahrscheinlich die 65 Prozentmarke 
erreichen. Das ist nicht bei allen Übertragungs-
netzbetreibern so. Aber es zeigt, dass ein deutli-
cher Zuwachs auch zu realisieren ist. Werner Götz 
hat eben auch das Thema Zubau im Offshore- 
Bereich angesprochen. Wir haben massive Investi-
tionswünsche in unserem Gebiet im Freiflächen-
PV. Das ist gleichzeitig eine Antwort auf ihre 
Frage nach der Kostenentwicklung. Wir sehen ja 
gerade, dass der Konzern EnBW in Brandenburg 
eine 181 MW-Anlage als Freiflächen-PV realisiert; 
ohne Förderung nach dem EEG. Es wird weitere 
Projekte dieser Art gebe. Auch im Offshore- 
Bereich wissen wir, dass die Notwendigkeit, Zu-
schüsse zu leisten, inzwischen relativ stark abge-
senkt ist. Was wir heute noch spüren im EEG, das 
ist völlig unstrittig, ist eine Belastung aus den frü-
hen Jahren der Förderung, die aber jetzt zuneh-
mend aus der Zwanzig-Jahr-Spanne rausfallen. 
Und in diesem Jahr hatten wir natürlich Probleme 
aufgrund der niedrigeren Stromnachfrage wegen 
Corona und die daraus resultierenden Preisrück-
gänge an der Strombörse, was den Erlös der Ver-
äußerung der Strommengen natürlich gedrückt 
hat. Beides sind ja keine nachhaltigen Effekte, 
sondern die reduzieren sich. Insofern dürfte sich, 
was die Kostenseite betrifft, die Lage entspannen. 
Und dann will ich Herrn Werner Götz die anderen 
zwei Minuten überlassen.  
 
Der Vorsitzende: Herr Dr. Götz, bitte. 
 
SV Dr. Werner Götz (TransnetBW): Danke, die 
Frage war dreigeteilt. Der erste Teil der Frage war, 
wie realistisch sehen wir die Zielerreichung im 

Ausbau erneuerbarer Energien? Da würde ich mei-
nem Kollegen Kapferer Recht geben, wir sehen 
das als sehr realistisch an. Gleiches gilt im Prinzip 
auch für die Zielerreichung des Netzausbaus. Ich 
würde das verbinden mit einem Wunsch: Die ak-
tuell höchste Hürde ist nicht die Technik, sondern 
die Akzeptanz in der Bevölkerung. Das setzt vor- 
aus, dass wir hier in der Politik auf Seiten der In-
dustrie und Forschung in eine Richtung argumen-
tieren, dass damit auch die Veränderungen, die 
durch die Energiewende notwendig sind, für die 
Bürger akzeptabel und erklärbar sind. Drit-
ter Punkt war die Versorgungssicherheit. Ich 
glaube, das ist ein sehr hohes Gut, was die indu- 
strielle Leistungsfähigkeit in Deutschland anbe-
langt. Auch dort würde ich mich momentan ent-
spannt sehen. Wir haben aktuell die Situation, 
dass wir eine sehr leistungsfähige Infrastruktur 
zur Verfügung haben. Auch der bestehende Kraft-
werkspark steht uns weiterhin zur Verfügung, so 
dass wir hier auch auf das Jahr 2030 bezogen 
durchaus keine Sorgenfalten haben.  
 
Der Vorsitzende: Danke, Herr Helfrich bitte.  
 
Abg. Mark Helfrich (CDU/CSU): Herzlichen Dank, 
Herr Vorsitzender, ich habe einige Fragen an 
Herrn Homann. Wie bewerten Sie die Forderung 
nach einer dritten Suedlink-Leitung? Ergeben sich 
daraus Verzögerungen beim bestehenden Sued-
link-Projekt? Für wann erwarten Sie die Fertigstel-
lung von Suedlink? Dann würde mich interessie-
ren, ob es aus Ihrer Sicht weitere Punkte zur Be-
schleunigung des Netzausbaus gibt, zum Beispiel 
im Planungs- oder Genehmigungsrecht. Und wel-
che Rolle könnten hierbei Maßnahmengesetze 
spielen, wie sie in anderen Infrastrukturen mitt-
lerweile sogar schon angewendet werden?  
 
Der Vorsitzende: Herr Homann, bitte. 
 
SV Jochen Homann (Bundesnetzagentur): Ja, vie-
len Dank für die Fragen. Was Suedlink angeht, hat 
Herr Götz ja schon die Vorzüge beschrieben. Aber 
man muss klar sehen, wo auch die Risiken liegen. 
Die Risiken liegen vor allem im Zeitablauf, wir 
sind ja schon sehr weit in den anderen beiden 
Suedlink-Teilen. Und natürlich würde ein neues 
weiteres Suedlink-Teil ausstrahlen auf die ande-
ren beiden. Das ist aus meiner Sicht überhaupt 
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keine Frage. Wir werden auch dann an bestimm-
ten Stellen, wo die Trasse sehr eng ist, möglicher-
weise neue Probleme bekommen. Es ist zwar rich-
tig, wenn man 380 kV durch 525 kV ersetzt, dass 
man auf der einen Seite den Raum spart, den man 
an anderer Stelle nutzen kann. Aber es gibt durch-
aus auch Engpassstellen, wo wir durch Unterboh-
rungen und ähnliches die Abstände dann vergrö-
ßern müssen zwischen den Leitungen. Und da ist 
keineswegs sicher, dass man dann am Ende auch 
durchkommt. Dieses Risiko muss man einfach se-
hen. Es entfallen auch bestimmte Beteiligungs-
schritte. Oder man muss bestimmte Schritte auch 
wiederholen, weil wir in den beiden anderen Ver-
fahren schon im Planfeststellungsverfahren sind. 
Auch da liegt ein Risiko. Deswegen denke ich, 
nach Abwägung von Vor- und Nachteilen ist der 
Vorschlag des Bundesbedarfsplangesetzes richtig, 
dieses nicht vorzusehen.  
 
Der Vorsitzende: Vielen Dank, jetzt spricht Herr 
Dr. Neumann.  
 
Abg. Dr. Martin Neumann (FDP): Vielen Dank, 
Herr Vorsitzender. Auch vielen Dank an die Sach-
verständigen, uns Rede und Antwort zu stehen. 
Meine Frage geht an Herrn Prof. Müsgens. Es gibt 
zurzeit zahlreiche Diskussionen um die Akzep-
tanz erneuerbarer Energien an Land und den Bau 
von Anlagen an Standorten mit geringer Energie-
ausbeute. Wie sehen Sie das aus ökonomischer 
Sicht? Ist das sinnvoller, den Strom verbrauchs-
nah trotz schlechterer Bedingungen zu produzie-
ren oder lohnt sich eine Mischung aus Offshore-
Erzeugung und verstärktem Netzausbau? Die 
zweite Frage: Welche innovativen Konzepte zum 
Netzausbau sind aus ihrer Sicht besonders viel-
versprechend? Und sind diese im Vergleich zum 
klassischen Netzausbau ökonomisch nachhaltig? 
 
Der Vorsitzende: Herr Prof. Müsgens, bitte. 
 
SV Prof. Dr. rer. pol. Felix Müsgens (BTU Cott-
bus-Senftenberg): Vielen Dank, Herr Neumann, für 
die Frage. Vielen Dank, Herr Vorsitzender, für die 
Einladung. Ich kann mich zunächst einmal den 
Vorrednern anschließen. Leitungsausbau ist erfor-
derlich, um günstige, insbesondere Windstandorte 
zu erschließen. Sie sprachen das an, Herr 
Neumann. Wir haben insbesondere in Nord-

deutschland an Land mit höheren Windgeschwin-
digkeiten sehr gute Windstandorte, in der Regel 
bessere Windstandorte als in Süddeutschland. 
Diese höheren Windgeschwindigkeiten übersetzen 
sich dann in höhere Windstromproduktionsmen-
gen je Anlage. Das bedeutet niedrigere Produkti-
onskosten, niedrigere Förderung und letztendlich 
auch niedrigere Strompreise für die Verbraucher. 
Insofern sollten wir diese Potentiale nutzen. Ich 
habe selbst einmal an einer Studie mitgewirkt, wo 
wir quantifiziert haben, wieviel Geld man hätte 
sparen können, wenn man bessere Windstandorte 
im Norden stärker erschlossen hätte bei gleicher 
Windeinspeisung. Bei gleicher Windeinspeisung 
hätten wir zweistellige Milliardenbeträge sparen 
können, wenn wir mehr Wind im Norden genutzt 
hätten, wo wir die guten Windstandorte haben. Es 
geht aber nicht nur um finanzielle Gründe, es geht 
auch um die Anzahl der Anlagen. Wenn wir deut-
lich mehr Strom je Anlage produzieren, brauchen 
wir in Summe auch weniger Anlagen. Dann ver-
brauchen wir nachher natürlich auch weniger Flä-
chen. Insofern ist es an Land zunächst einmal 
wichtig, gute Potentiale zu erschließen. Und da 
macht es Sinn, den Strom dann auch transportie-
ren zu können. Etwas Ähnliches gilt auf See, auf 
See haben wir sogar noch höhere Windgeschwin-
digkeiten, noch bessere Erzeugungsmöglichkeiten. 
Und wir haben gleichzeitig noch die angesproche-
nen Akzeptanzprobleme, zumindest in geringerem 
Umfang. Windenergie-auf-See ist leichter zu ak-
zeptieren, weil die Menschen das auch weniger 
sehen. Das in Kombination und ergänzt dadurch, 
dass die Wettbewerbsfähigkeit steigt und die Kos-
ten deutlich sinken. Herr Kapferer hat das schon 
angesprochen, die Windenergie auf See wird in 
den nächsten Jahren voraussichtlich wettbewerbs-
fähig. Das spricht ebenfalls dafür, den Leitungs-
ausbau zuzulassen. Trotzdem sollte man auch 
weitere innovative Konzepte im Bereich der For-
schung, sowohl im Bereich der Akzeptanzfor-
schung überdenken. Aber natürlich auch techni-
sche Innovationen, Freileitungsmonitoring, Hoch-
temperatur-Leiter-Seile, intelligente Netzbetriebs-
führung und vieles andere mehr sollte parallel mit 
eingesetzt werden, um den Ausbaubedarf zumin-
dest im Rahmen zu halten.  
 
Der Vorsitzende: Danke, als nächstes Herr Lenkert 
von der Fraktion DIE LINKE. 
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Abg. Ralph Lenkert (DIE LINKE.): Vielen Dank, 
Herr Vorsitzender. DIE LINKE. hat starke Kritik 
am Entstehen des Szenario-Rahmens, am Netzent-
wicklungsplan und demzufolge auch am Bundes-
bedarfsplangesetz. Herr Dr. Barthel, ich frage Sie: 
Welche Kritik haben Sie als BUND am Bundesbe-
darfsplangesetz? Und wie müsste die Netzplanung 
aus Ihrer Sicht erfolgen? 
 
Der Vorsitzende: Herr Dr. Barthel, bitte! 
 
SV Dr. Herbert Barthel (BN, BUND Bayern): 
Vielen Dank, aus Sicht des BUND Umwelt und 
Naturschutz in Deutschland muss ein Bundesbe-
darfsplangesetz, eine Übertragungsnetzplanung, 
dem Klimaschutz dienen, also dem Einhalten des 
1,5-Grad-Zieles, von Paris 2015. Und das anteilig 
für Deutschland. Das heißt, wir brauchen bis 2040 
eine Halbierung der Energieverbräuche, wir brau-
chen aber auch bis 2040 einhundert Prozent Er-
neuerbare Energien. Nun sind Erneuerbare Ener-
gien, die zur Verfügung stehen, Wind und Sonne. 
Und das sind Energien, die dezentral, regional ge-
erntet werden. Also muss es ein dezentrales Ener-
giekonzept geben. Und die derzeitige Netzent-
wicklungsplanung verfehlt dies. Wir hatten 2013 
eine Beschwerde bei der Europäischen Union vor-
gelegt. Wir sagten, dass wir eine strategische Um-
weltprüfung mit Alternativenprüfung eines de-
zentralen Energiekonzeptes für Deutschland for-
dern. Die EU-Kommission hat das weitergeleitet 
an die Bundesnetzagentur. Diese wiederum hat 
dies abgelehnt mit der Aussage, dezentral geht 
nicht, ohne dass dies jemals im Detail untersucht 
worden war. Wind und Sonne sind klimaneutral, 
unsere Hoffnungsträger, aber sie sind fluktuie-
rend, nach Wetter, Jahreszeit, Tageszeit. Das heißt, 
um die notwendigen Strommengen zu ernten, 
müssen wir große Mengen an Anlagen elektrischer 
Leistung installieren. Wir brauchen ein neues 
Energiemarktdesign, wir brauchen eigentlich eine 
völlig andere dezentrale Netzentwicklungspla-
nung, um diesen Erneuerbaren Energien gerecht 
zu werden. Der vorliegende Gesetzentwurf bietet 
kaum Lösungen für Versorgungssicherheit, denn 
ein Netz speichert bekanntermaßen nicht. Dieses 
Gesetz fokussiert auf den Verkauf der letzten Kilo-
wattstunde, die großflächige Weiterverteilung  
aller elektrischen Leistungsspitzen. Wenn man 
das physikalisch durchdenkt, zu 100 Prozent Er-

neuerbarer Energien, das kann nicht funktionie-
ren. Oder aber, wie man hier aus dem Antrag auch 
schon ersieht, wir müssen Unmengen überdimen-
sionierter Leitungen zubauen, um diese Spitzen 
zu transportieren. Das führt zu extremen Kosten. 
Bereits heute liegen die Kosten ja bei 100 Milliar-
den Euro, knapp. Das wird dann ungefähr in 
10 bis 15 Cent pro Kilowattstunde Netzumlage ge-
hen. Diese Netzumlage tragen die Verbraucher, 
das Gesetz wird also zu weiteren sozialen Unge-
rechtigkeiten im Bereich Energie führen. Ab-
schließend: Die Kosten wurden ja nie mit einge-
plant, in den Abwägungen der Netzentwicklungs-
planung. Die Kosten entstehen hinterher, ebenso 
auch die Umweltbetrachtungen. Wir kritisieren 
massiv als Naturschutzverband, dass das nicht im 
Vorfeld abgewogen wurde, welche Natur- und 
welche Umweltschäden hier entstehen können. 
Wir bitten also, das Gesetz, diesen Gesetzentwurf 
abzulehnen. Vielen Dank. 
 
Der Vorsitzende: Danke. Als nächste spricht Frau 
Dr. Nestle von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. 
 
Abge. Dr. Ingrid Nestle (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN): Ja, Dankeschön. Frau Bethge, Sie 
vertreten auch einen Umweltverband. Wie schät-
zen Sie denn den Bedarf am Leitungszubau ein? 
Ist die Größenordnung vernünftig, die hier vorge-
legt wird? Wie müsste das Netz der Zukunft aus-
sehen und welchen Einfluss hätte es, wenn die 
Netzbooster-Piloten nicht gebaut würden? 
 
Der Vorsitzende: Danke. Frau Bethge bitte. 
 
SVe Nadine Bethge (DUH): Vielen Dank für die 
Frage, vielen Dank Herr Vorsitzender. Ich bin der 
Meinung oder wir sind der Meinung, dass die ak-
tuelle Planung, die Bundesbedarfsplangesetzge-
bung ein ziemlich demokratisch legitimierter Pro-
zess ist. Es sind zwei Szenario-Rahmen dem Gan-
zen vorausgegangen. Zwei Netzentwicklungspläne 
wurden durchlaufen, und es wurde umfangreich 
und mehrfach öffentlich konsultiert. Wir sehen 
nicht die Gefahr eines überdimensionierten Netz-
ausbaus, denn auch alle Leitungen, die gebraucht 
werden und die in allen Szenarien letztlich auch 
gerechnet und gerechtfertigt wurden, die kommen 
auch in einen Netzentwicklungsplan, in einen be-
stätigten und auch in ein Bundesbedarfsplange-
setz hinein. Und wenn dem nicht so ist, kann ja 



  

 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie 

   
 

19. Wahlperiode Protokoll der 91. Sitzung 
vom 16. November 2020 

Seite 9 von 21 

 
 

auch eine Leitung wieder herausfliegen, das ist ja 
auch gegeben. Wir sehen hier eher die Gefahr, 
dass wir zum einem mit einem sehr geringen Net-
tostromverbrauch rechnen. Der Netzentwicklungs-
plan 2019, also 2030, Version 2019, den wir heute 
ins Bundesbedarfsplangesetz sozusagen gießen 
wollen, hatte das noch nicht in allen Szenarien 
drin, dass wir einen erhöhten Nettostromver-
brauch annehmen. Das ist mit dem neuen Szena-
rio-Rahmen passiert, und es sind 740/750 TWh. 
Und ich glaube, die sind auch sehr richtig und 
eine richtige Annahme. Und das bestätigen auch 
diverse Studien. Was mich aber irritiert oder was 
uns irritiert, ist einfach, dass gemäß Para-
graf 12 EnWG eigentlich die Bandbreite, die wahr-
scheinliche Entwicklung im Rahmen der Mittel 
und langfristigen energiepolitischen Ziele der 
Bundesregierung dargestellt werden müssten in 
einem Szenario Rahmen. Ich bin der Meinung, 
Deutschland steht zu Paris. Und deswegen brau-
chen wir auch ein Szenario, was ein Ambitionsni-
veau von Paris hat; das müssen wir haben. Wir 
brauchen zweitens auch ein Langfristszenario, wo 
wir wirklich sagen: 100 Prozent Erneuerbare Ener-
gien. Was bedeutet das? Das würde auch mal die 
Idee untermauern, vom Ziel her zu denken. Und 
dann haben wir auch nicht immer wieder diesen 
Vorwurf der Salamitaktik. Jeder Netzentwick-
lungsplan, jeder Szenario-Rahmen kommt mit ir-
gendwie noch einem Scheibchen mehr. Das kann 
man damit unterbinden. Und als drittes würde ich 
auch sagen, dass wir ebenfalls ein Szenario brau-
chen, was die lastnahe Erzeugung und auch die 
lastnahe Flexibilität berechnen würde. Ein solches 
Szenario würden wir begrüßen, weil, dann kann 
man auch die Fragen vieler Akteure wirklich bis 
zum Ende diskutieren. Und man muss aber auch 
da hinzufügen, wie ist die reale Flächenerschließ-
barkeit und was braucht es dann für Flächen vor 
Ort und welche Flexibilitätsanlagen brauchen wir. 
Die andere Frage, die Frau Nestle noch gestellt 
hat, wie sieht das Netz der Zukunft aus? Das Netz 
der Zukunft, wir haben ein Stromnetz, wir haben 
ein Gasnetz und wir werden perspektivisch auch 
ein Wasserstoffnetz haben. Nicht heute und nicht 
morgen, aber ich bin der Meinung, wir müssen 
diese Infrastrukturen endlich zusammen denken. 
Wir müssen das alles auch zeitnah takten, weil 
Sektorenkopplung in aller Munde ist. Aber ich 
glaube, das kann man nur, wenn man diese Netze 
alle integriert denkt. Wir sind auch der Meinung, 

dass man Infrastrukturplanung heutzutage nur 
noch mit dem Fokus auf die Erreichung der Kli-
maziele machen darf. Und diese fossile Netzpla-
nung, die einfach noch besteht, auszuhebeln. Ein 
Wasserstoffnetz: Bitte nicht mit dem Gasnetz ver-
mischen. Und wenn das alles dann auch zusam-
men gedacht ist, dann sind wir auch fest der Über-
zeugung, dass der Ausbau unserer Energieinfra-
struktur auch minimiert werden kann, wenn man 
alle drei Systeme zusammenhängend denkt. Dan-
keschön. 
 
Der Vorsitzende: Danke. Wir sind damit am Ende 
der ersten Runde und kommen nun zur zweiten 
mit jeweils 3 Minuten, weil, wenn zum Schluss 
Zeit bleiben sollte, würden wir wieder auf 4 Mi-
nuten gehen. Also sehr kurz antworten, was sehr 
selten ist. Als erstes der Kollege Saathoff. 
 
Abg. Johann Saathoff (SPD): Ja, herzlichen Dank 
Herr Vorsitzender. Meine Frage geht an Herrn 
Ritzau: Herr Ritzau, Sie waren Teil einer vom 
BMWi ins Leben gerufenen Arbeitsgruppe, die 
verschiedene Maßnahmen entwickelt hat, die 
kurzfristig für bessere Auslastung von Stromnet-
zen sorgen können. Also, das eine ist die Notwen-
digkeit des Leitungsbaus, das andere ist die Frage 
von Netzeffizienz. Und diese Maßnahmen sollen 
bis 2023 umgesetzt werden. Sind diese Maßnah-
men auf einem guten Weg? Und sollten einzelne 
Maßnahmen daraus vielleicht auch in den Bun-
desbedarfsplan aufgenommen werden? 
 
Der Vorsitzende: Danke. Herr Ritzau bitte. 
 
SV Dr. Michael Ritzau (BET Energie): Ja, vielen 
Dank für die Frage. Es war sehr wichtig, dass 
diese Projekte zur Höherauslastung der Netze an-
geschoben worden sind. Und es war sehr gut, dass 
in den bestätigten Netzentwicklungsplan eine 
ganze Reihe von diesen Maßnahmen eingeflossen 
sind. Diese Maßnahmen verfolgen ja das Ziel, be-
stehende Nerzbetriebsmittel höher auszulasten. 
Ein Baustein sind diese witterungsabhängigen 
Freileitungssysteme, die eben bei entsprechenden 
Umweltbedingungen höher als nach den Nennbe-
dingungen ausgelastet werden können. Dazu ist es 
erforderlich, eben eine entsprechende Sensorik 
aufzubauen. Das Ganze wird „gemonitored“ durch 
die Bundesnetzagentur in dem Monitoring der 
Netzausbaumaßnahmen. Was wir feststellen, ist, 
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dass eine Reihe von Maßnahmen schon umgesetzt 
worden sind, weil teilweise bis zu 60 Prozent der 
Freileitungen bei einzelnen ÜNB (Übertragungs-
netzbetreiber) heute schon mit FLM (Freileitungs-
monitoring) betrieben werden, und es grundsätz-
lich so sein soll, dass diese Maßnahmen weiter 
ausgebaut werden. Wo es teilweise noch Probleme 
gibt, ist bei der Beeinflussung paralleler Infra-
strukturen wie Gasnetze und andere Rohrleitungs-
systeme bei der Höherauslastung und durch elek-
tromagnetische Einkopplungen. Da muss man, 
glaube ich, sehr auf die Tube drücken, dass man 
da vorankommt. Die entsprechenden technischen 
Maßnahmen durchzuführen, damit also auch in 
solchen Situationen diese Umsetzung funktio-
niert. Wichtig ist auch, dass sehr viele den Last-
fluss steuernde Maßnahmen vorgesehen sind im 
Netzentwicklungsplan, ich habe noch einmal 
nachgeschaut. Allein acht Stück, die alle bis 2023 
bei den vier Übertragungsnetzbetreibern umge-
setzt sein sollen. Und das ist sehr wichtig, um die 
Leitungen eben dauerhafter und umfänglich aus-
zunutzen. Und das wird auch ein Beitrag leisten, 
dass es eben nicht nur darum geht, Netzbetriebs-
mittel für Spitzen, sondern eben dauerhaft auszu-
lasten. Das zeigt ja auch die Berechnung im Netz-
entwicklungsplan.  
 
Der Vorsitzende: Herr Ritzau, Ich glaube, Sie  
sehen die Zeit nicht. Sie ist abgelaufen. Das müss-
ten Sie sich dann für die nächste Frage aufheben. 
Danke. Herr Koeppen von der CDU/CSU, er ist 
uns auch zugeschaltet. 
 
Abg. Jens Koeppen (CDU/CSU): Ja, vielen Dank 
Herr Vorsitzender. Können Sie mich hören, ja? 
Und zwar habe ich eine Frage an Herrn Kapferer. 
Herr Kapferer, auch nochmal zum Bedarf, können 
Sie das nochmal sagen aus Ihrer Sicht, ob der 
Netzausbau wirklich gegeben ist? Und ich würde 
auch noch einmal auf die Barrierefreiheit einge-
hen, ob die Barrierefreiheit hier im Paragraf 30 ff., 
so wie sie gefordert ist, verhältnismäßig ist? Könn-
ten Sie hierzu bitte Aussagen treffen! Vielen Dank. 
 
Der Vorsitzende: Danke. Herr Kapferer bitte. 
 
SV Stefan Kapferer (50Hertz): Ja, Herr Abgeordne-
ter Koeppen, vielen herzlichen Dank für die bei-
den Fragen. Ich glaube, es ist deutlich geworden 
heute schon in der Anhörung, dass es sich immer 

um zwei Themenkomplexe dreht. Einmal um die 
Frage der Notwendigkeit des Netzausbaus und 
dann um die Frage, wie wir diesen, der notwendig 
ist, möglichst schnell realisieren. Zur Notwendig-
keit: Ich war sehr dankbar, dass Frau Bethge noch-
mal aus Ihrer Sicht auch klargestellt hat, dass wir 
vielfältige Analysen, ja gemeinsam auch mit den 
NGOs, mit den Übertragungsnetzbetreibern ge-
meinsam mit der BNetzA, in diesem Prozess 
durchführen, was die Notwendigkeit angeht. Und 
Herr Dr. Barthel, ich will auf eine Studie des 
Ökoinstituts verweisen. Eine Metastudie, die ge-
rade vor zwei Jahren entstanden ist, wo man die 
Frage Dezentralität und Zentralität noch einmal 
sehr genau abgewogen hat. Und am Ende der Me-
tastudie war ganz klar, dass, was für 2030 heute in 
den Bedarfen festgeschrieben ist, wird auch dann 
notwendig sein, wenn wir die Flexibilitätspotenti-
ale in der Dezentralität erschließen. Deshalb an 
der Notwendigkeit, glaube ich, des Ausbaus, kann 
es gar keinen Zweifel geben. Dann geht es um die 
Frage, wie realisieren wir das möglichst schnell. 
Und ich glaube, da ist auch wichtig, der Punkt ist 
eben angesprochen worden, dass wir einen sehr 
transparenten Prozess haben, der auch ein hohes 
Maß an Akzeptanz hat. Und deshalb sind wir bei 
50Hertz ähnlich wie die BNetzA sehr skeptisch, 
was die Frage angeht, Projekte wie den C3 aufzu-
nehmen, die nicht bisher von der Bundesregie-
rung und vom Bundesrat vorgesehen worden sind, 
weil das die Akzeptanz des Prozesses und die 
Transparenz des Prozesses für die Bürgerinnen 
und Bürger sicherlich schwierig macht. Und Herr 
Abgeordneter Koeppen, wir sind auch skeptisch, 
was den von Ihnen angesprochenen Punkt der 
Barrierefreiheit betrifft, die im Paragraf 30a Ab-
satz 3 jetzt im EnWG ergänzt werden soll. Und 
zwar aus einem einfachen Grund. Wir machen 
heute schon als Übertragungsnetzbetreiber barrie-
rearme Unterlagen, die wir zur Verfügung stellen. 
Also schon heute ist gewährleistet, dass die Bür-
gerinnen und Bürger, die sich das anschauen wol-
len, die Chance haben, das auch gut zu verstehen. 
Müssten wir jetzt diese Unterlagen noch aufberei-
ten für Leute mit einer Rot-Grün-Sehschwäche, 
zum Beispiel, dann würde das bedeuten, dass wir 
für 15 000 Seiten, die zum Teil solche Unterlagen 
umfassen, jeweils intensive Zuarbeiten machen 
müssten. Dienstleister schätzen, dass so 500 Sei-
ten pro Woche zu schaffen sind. Man kann relativ 
leicht erkennen, 15 000 und 500 heißt 30 Wochen 
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zusätzlicher Arbeit. Das verzögert den Netzaus-
bau. Es gibt keinen Grund, in diesem Paragra-
fen 30a Absatz 3 über die spezialgesetzlichen Re-
gelungen, die es heute schon gibt, hinaus zu ge-
hen. 
 
Der Vorsitzende: Dankeschön. Herr Dr. Lenz bitte. 
Von der CDU/CSU Fraktion. 
 
Abg. Dr. Andreas Lenz (CDU/CSU): Ja, danke Herr 
Vorsitzender. Ich würde da gleich anschließen mit 
einer Frage an Herr Kapferer nochmal. Und ich 
nehme vielleicht auch mal mit, Sie würden ja 
durchaus bereit sein, eine Spende an Einrichtun-
gen für Menschen mit Behinderungen zu geben, 
wenn auf den Paragraf 30 entsprechend verzichtet 
werden könnte. Merke ich mir auf jeden Fall. 
Aber zur Sache zurück. Woher kommen die Ver-
zögerungen beim Netzausbau? Das ist die eine 
Frage. Und zum anderen: Wie kommen Sie denn 
insgesamt voran und welche Rolle spielt des 
NABEG in dem Kontext? Zweite Frage: Jetzt ist 
Wasserstoff in aller Munde, auch die Frage nach 
Elektrolyseuren. Welchen Zusammenhang sehen 
Sie da mit einem zukünftigen Netzausbau? Wel-
che Auswirkungen könnte dieses Feld entspre-
chend haben? Und letzte Frage: Nochmal zum 
Suedlink, zur dritten Leitung: Wo konkret sehen 
Sie da Probleme? 
 
Der Vorsitzende: Danke. Herr Kapferer bitte. 
 
SV Stefan Kapferer (50Hertz): Jetzt will ich versu-
chen, Herr Abgeordneter Lenz, die vier Themen in 
den zwei Minuten nach Möglichkeit erschöpfend 
zu beantworten. Verzögerungen, da gibt es vielfäl-
tige Ursachen. Ein Teil davon, dass es allen hier 
im Raum bekannt, beruht natürlich auf der Wahr-
nehmung der Bürgerinnen und Bürger ihrer juris-
tischen Rechtspositionen, auch Klagen anzustren-
gen und die Notwendigkeit diese zu entscheiden. 
Aber es gibt Engpässe bei Dienstleistern, deswe-
gen habe ich das gerade angesprochen beim 
Thema Barrierefreiheit. Es gibt natürlich auch 
Engpässe im Tiefbau. Es gibt von daher gesehen 
nicht die eine Stellschraube an der gedreht wer-
den kann. Was wir uns wünschen ist, dass alle Be-
hörden ausreichend gut ausgestattet werden, ge-
rade im Länderbereich gibt es da durchaus an der 
einen oder anderen Stelle, Stellen die unbesetzt 

sind oder Stellen die zusätzlich geschaffen wer-
den können. Das könnte den Prozess mit Sicher-
heit vorantreiben. Was die Frage nach der Zusam-
menarbeit angeht, die wir üben, über das NABEG 
inzwischen, muss ich mein Lob aussprechen an 
die Bundesregierung, an die Länderministerien 
und auch an die BNetzA. Dies betrifft auch die 
Zusammenarbeit mit den Übertragungsnetzbetrei-
bern. Das hat deutliche Fortschritte gebracht im 
Überprüfungsprozess des Ausbaus und des Fort-
schritts beim Ausbau. Beim Thema Wasserstof-
felektrolyseure glaube ich, dass man keinen Dis-
sens oder keinen Widerspruch zwischen dem 
Ausbau der Übertragungsnetze und dem Ausbau 
einer Wasserstoffinfrastruktur herbei reden muss. 
Die wirtschaftliche Situation spricht normaler-
weise für eine direkte Elektrifizierung. Aber es 
gibt industrielle Prozesse, die sind schwierig zu 
elektrifizieren oder gar nicht zu elektrifizieren. Da 
kann Wasserstoff definitiv eine Rolle spielen. Ich 
glaube nicht, dass man an Engpässe im Netz den-
ken sollte, sondern wirklich an diese industriellen 
Wertschöpfungsprozesse, wo Wasserstoff benötigt 
wird. Ob dann der Elektrolyseur dort steht und 
der Strom dorthin transportiert wird oder ob der 
Wasserstoff an der Küste erzeugt und dann zu Un-
ternehmen transportiert wird, wird vom Einzelfall 
abhängen. Und zum C3 habe ich meine Sorgen 
zum Ausdruck gebracht. Die gehen in dieselbe 
Richtung wie sie Jochen Homann für die Bundes-
netzagentur geschildert hat. 
 
Der Vorsitzende: Danke. Herr Gremmels von der 
SPD, bitte. 
 
Abg. Timon Gremmels (SPD): Ja, meine Frage geht 
an Herr Dr. Götz. Wir beraten ja diese Woche auch 
das EEG und diskutieren intensiv die Frage der 
Strommenge bis 2030 für Deutschland und da- 
rüber hinaus. Wie ist es aus Sicht eines Übertra-
gungsnetzbetreibers, wie stehen Sie dazu? Und 
die zweite Frage, intelligente Stromnetzbetriebe. 
Was macht denn Ihr Unternehmen hinsichtlich 
des Themas flächendeckendes Freileitungsmoni-
toring? Vielleicht könnten Sie uns da ein Update 
geben. 
 
Der Vorsitzende: Herr Dr. Götz bitte. 
 
SV Dr. Werner Götz (TransnetBW GmbH): Ja, 
gerne. Ich würde mit der ersten Frage anfangen. 
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Wie stehen wir zur dem im Netzentwicklungsplan 
für die Szenarien hinterlegten Energieverbrauch, 
vielleicht transparenten Klarstellungen. Wir ha-
ben für den Netzentwicklungsplan 2030, für das 
Jahr 2030 unterstellt er in den Szenarien abhängig 
zwischen 512 TWh und 596 TWh. Da, glaube ich, 
kann man sicher sein, wir liegen dort in der Er-
wartungshaltung, wenn wir perspektivisch die 
Einflüsse der Sektoren Verkehr, Digitalisierung 
und Wärme mit einbeziehen, auch das Thema 
Wasserstoff, eher an der unteren Grenze. Wir se-
hen es auch in der Szenarien-Betrachtung für das 
Jahr 2035, dass wir dort mit deutlich höheren Ver-
brauchszahlen rechnen. Zur Frage der Effizienz in 
der Netz- und Betriebsführung: Auch da noch ein-
mal referenziert auf den Netzentwicklungsplan 
2030. Wir haben planerisch abgebildet, dass wir 
unser Bestandsnetz in der Dimension zwanzig 
Prozent höher auslasten. Wir haben dort unter-
stellt, dass wir erhebliche Innovationspotenziale 
im Bereich der Technologien, aber auch in der in-
telligenten Systemführung nutzen. Wir sind hier, 
denke ich, auf einem guten Weg. Wir hatten das 
von Herr Ritzau gehört. Wir haben hier eine sehr 
enge Kooperation mit dem BMWi. Wir haben eine 
enge Kooperation zwischen vier Übertragungs-
netzbetreibern. Was tut das Haus TransnetBW? 
Wir sind ähnlich wie unsere Kollegen dabei im 
Bereich FLM. Und vielleicht da nochmal die Er-
klärung was steht hinter FLM, Freileitungsmonito-
ring. Da geht es darum, dass wir die bestehenden 
Netze, die thermisch limitiert eingesetzt werden, 
höher auslasten. Und das wird passieren über eine 
ortsabhängige Temperatur- und Kühlmöglichkeits-
erfassung. Damit wird es möglich sein, diese Lei-
tungen thermisch höher auszulasten und damit, 
naja, also das hängt jetzt stark davon ab von wel-
cher Leitung Sie sprechen, wie die thermischen 
Voraussetzungen an der Leitung sind. Sie müssen 
eine Gesamtsystembetrachtung anstellen. Ich habe 
vorhin die Zahl genannt. Wir gehen davon aus, 
dass die Gesamtkapazität im Netz um 20 Prozent 
erhöht werden kann. Da ist das Thema Freilei-
tungsmonitoring eines der Baustellen. So auch das 
Thema Netzbooster. Es ist als innovatives Element 
in diesem Baukasten zu verstehen. Ich will damit 
nur sagen, wir haben eine Reihe von technischen 
Elementen, die wir nutzen werden. Und vor die-
sem Hintergrund sind wir auf gutem Wege. 
 
Der Vorsitzende: Dankeschön. Herr Kotré, AfD. 

 
Abg. Steffen Kotré (AfD): Vielen Dank. Meine 
Frage geht an Herrn Dr. Barthel. Sie hatten ja eben 
angedeutet, dass also die sogenannten Klima-
schutzmaßnahmen oft genug auch umweltschäd-
lich sind. Und dem ist ja auch so, wenn wir uns 
den Ausbau der Windenergie anschauen. Da wer-
den Wälder abgeholzt oder eben, wenn sich man 
das Ausbauziel näher betrachtet, 40 GW, dass dort 
in die Lebensräume der Meeressäuger, Fische, Vö-
gel eingegriffen wird, massiv eingegriffen wird, 
mit negativen Folgen. Wie gehen Sie als Vertreter 
der Umweltschutzorganisationen mit diesem 
Problem um? 
 
Der Vorsitzende: Danke. Herr Dr. Barthel bitte. 
 
SV Dr. Herbert Barthel (BN, BUND Bayern): Ja, 
vielen Dank. Als BUND sind wir ein Naturschutz-
verband und ein Umweltschutzverband. Also, uns 
ist der Klimaschutz wichtig und der Ausbau der 
Erneuerbaren Energien wichtig. Uns ist natürlich 
auch der Naturschutz wichtig. Wie geht man da-
mit um? Man muss abwägen, man muss sich die 
Sachen konkret anschauen. Man muss genau sa-
gen, wo geht etwas, wo geht etwas nicht. Bei der 
Windenergie glauben wir, und das ist auch unsere 
Erfahrung, dass der Ausbau der Windenergie bis 
dato in Deutschland keine Population von Arten 
gefährdet hat, weil man eben die Instrumentarien 
hat, wie die spezielle artenschutzrechtliche Prü-
fung, Umweltverträglichkeitsprüfung, die ganze 
Arbeit an Verwaltungsmöglichkeiten. Wir leben ja 
in einem Rechtsstaat. Wir sehen also nicht, dass 
die Windenergie bislang Populationen, auch nicht 
die von Vögeln, in Deutschland beeinträchtigt hat. 
Das Problem, das ich angesprochen habe, bezieht 
sich auf diesen Netzausbau der Übertragungs-
netze. Wir bezweifeln, dass vieles von dem sinn-
voll durchdacht wurde, so von Beginn an, weil 
die Dezentralität nicht wirklich abgeprüft wurde. 
Und wenn etwas nicht sauber durchgeprüft 
wurde, dann müssen wir natürlich feststellen, wie 
kann man dann und warum kann man dann Um-
weltschäden und Naturschutzschäden vernünftig 
abprüfen. Das sehen wir eben nicht. Also bei einer 
schlechten Plangrundlage, müssen wir eben sa-
gen, ja warum tritt dann eben diese Umweltschä-
digung auf. Wenn es denn eine solche Prüfung ge-
geben hätte, wie wir es ja 2013 gefordert haben, 
wäre es eine andere Diskussion. Wir fordern Sie 
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immer noch. Aber bezogen auf die Windenergie 
sehen wir die Prozedere, die im Augenblick lau-
fen, als durchaus völlig ausreichend an, um eben 
unsere Avifauna, die Vögel und auch Fleder-
mäuse, ausreichend zu schützen. Das sieht man 
auch daran, dass beispielsweise ganz konkrete Ar-
ten wie der Rotmilan in der Zeit, in der wir über 
knapp 30 000 Windräder in Deutschland gebaut 
haben, durchaus in seinem Artenbestand in 
Deutschland zugenommen hat. 
 
Der Vorsitzende: Danke. Herr Helfrich von der 
CDU Fraktion. 
 
Abg. Mark Helfrich (CDU): Ja, danke Herr Vorsit-
zender. Ich möchte gerne Herrn Homann noch 
einmal die Gelegenheit geben, auf die Fragen, zu 
denen er nicht gekommen ist aus Zeitgründen, zu 
antworten. Und zwar Herr Homann, die Frage 
nach weiteren notwendigen Änderungen im Be-
reich Planungs- und Genehmigungsrecht, insbe-
sondere dort auch nochmal bitte das Stichwort 
Maßnahmengesetze. Das wäre mir sehr wichtig. 
Und wenn Sie dann noch Zeit haben, würde mich 
interessieren, wie bewerten Sie weitere Erdkabel-
vorhaben im Wechselstrombereich? Danke. 
 
Der Vorsitzende: Danke. Herr Homann bitte. 
 
SV Jochen Homann (Bundesnetzagentur): Aus un-
serer Sicht gibt es nicht die Notwendigkeit über 
weitere, andere Planungsmaßnahmen nachzuden-
ken, sondern das Planungsverfahren, so wie dies 
jetzt zu Grunde gelegt ist in den entsprechenden 
Gesetzen. Das ist aus unserer Sicht ausreichend. 
Was wir brauchen, sind nicht neue Gesetze in die-
ser Frage, sondern wir brauchen Unterstützung 
vor Ort. Wie brauchen Zuspruch sozusagen, damit 
vor Ort die Dinge voran gehen. Das geht bis dahin, 
wo Kommunen Betretungsverbote aussprechen für 
Grundstücke, die uns dann daran hindern oder 
den Netzbetreiber daran hindern, das zu tun, was 
sie tun sollen. Im Übrigen würde ich gerne noch 
kurz die Bemerkung machen. Ich halte es für  
einen künstlichen Gegensatz, der ja aufgemacht 
wird zwischen dezentraler Netzplanung und zen-
traler Netzplanung, zwischen dezentraler Energie-
wende und ein irgendeiner anderen Energie-
wende. Diese Dinge gehören zusammen. Wir wer-
den alles brauchen. Wir werden dezentral aus-
bauen, wir werden zentral ausbauen, wir werden 

Speicher brauchen. Wir brauchen Lastmanage-
ment. Also wir brauchen das ganze Bukett von 
Maßnahmen und keinen Gegensatz, der da künst-
lich aufgemacht wird. 
 
Der Vorsitzende: Danke. Herr Dr. Neumann bitte. 
 
Abg. Dr. Martin Neumann (FDP): Vielen Dank, 
Herr Vorsitzender. Eine Frage in Richtung Versor-
gungssicherheit und Energiebinnenmarkt. Die 
Frage geht an Herrn Professor Müsgens. Inwieweit 
kann Deutschland durch den Netzausbau einen 
verstärkten Beitrag für die europäische Wohlfahrt 
und gleichzeitig für die europäische und deutsche 
Versorgungssicherheit leisten und insbesondere 
welche Rolle spielt dabei der grenzüberschrei-
tende Stromhandel im Energiebinnenmarkt? Und 
ganz konkret, welchen Einfluss haben dabei die 
Flexibilität oder der Ausbau von Flexibilität und 
Sektorenkopplung?  
 
Der Vorsitzende: Herr Prof. Müsgens bitte. 
 
SV Prof. Dr. rer. pol. Felix Müsgens (BTU): Vielen 
Dank. Ja, die europäische Bedeutung, auch im Zu-
sammenhang mit dem Stromnetzausbau ist ja 
schon angeklungen. Ich möchte das nochmal kon-
kretisieren. Der Stromnetzausbau schafft uns ein-
fach die Möglichkeit, uns da innerhalb Europas 
auszuhelfen. Wir müssen sehen, die geographi-
schen Voraussetzungen sind unterschiedlich, wir 
haben Speicherwasser in den Alpenländern und 
in Nordeuropa. Wir haben verschiedene Nachfra-
gen, beispielsweise wird in Frankreich im Winter 
oft mit Strom geheizt. In anderen Zeiten kann aber 
Frankreich dafür uns wiederum helfen. Im Winter 
exportieren wir nach Frankreich, und im Sommer 
importieren wir teilweise zurück. Also das ist eine 
zweite Sache. Und schon angeklungen, die unter-
schiedlichen Potenziale bei den Erneuerbaren 
Energien, die schon in Deutschland bestehen, be-
stehen auf europäischer Ebene natürlich nochmal 
stärker, was den Wind angeht. Es kann durchaus 
mal sein, dass in Deutschland gerade wenig Wind 
ist und in Spanien aber viel. Und auch da hilft na-
türlich ein eng vermaschtes europäisches Netz, 
um da noch einmal Ausgleichseffekte zu realisie-
ren. Also insofern ist es grundsätzlich erst einmal 
elementar wichtig. Man kann sich da gegenseitig 
helfen. Und gleichzeitig kann man dabei natürlich 
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dann auch noch Euros sparen. Es gibt zum Bei-
spiel eine Studie, die vor einigen Jahren erschie-
nen ist, dass allein nur Änderungen im Marktde-
sign, also ohne überhaupt eine neue Leitung zu 
bauen, schon zu jährlichen Einsparungen 3 bis 
4 Milliarden Euro führen können. Also nur die be-
stehenden Leitungen in Europa besser auszunut-
zen, spart schon mehrere Milliarden Euro. Also 
insofern ist auch wieder Potenzial für Wohlfahrts-
gewinne vorhanden, Herr Neumann. Insofern vie-
len Dank für diese Frage. Deutschland ist dabei 
natürlich im Zentrum, im wahrsten Sinne des 
Wortes, seit jetzt auch die Kuppelleitung nach 
Belgien eröffnet wurde im November. Vor einigen 
Tagen erst. Ist Deutschland also mit allen 9 Nach-
barstaaten über Leitungen verbunden. Und diese 
Leitungen werden natürlich auch genutzt. Strom-
exporte, Stromimporte haben eine Größenordnung 
von ungefähr 10 Prozent des deutschen Jahresver-
brauchs. Beim Export etwas mehr, bei dem Impor-
ten etwas weniger. Allein dass beide Richtungen 
genutzt werden, zeigt auch wieder, dass man sich 
hilft. Das ist keine Einbahnstraße. Und im Hin-
blick auf die Versorgungssicherheit, natürlich tra-
gen auch da diese Kuppelleitungen dazu bei, die 
Versorgungssicherheit auch in Deutschland zu er-
höhen. Vielen Dank. Und dann die zweite Frage 
Flexibilität, schon mehrfach angeklungen. Da plä-
diere auch ich dafür, dass zusammen zu denken. 
Gerade Herr Kapferer hat es eben gesagt beim 
Wasserstoff, ob wir den küstennah erzeugen oder 
verbrauchsnah erzeugen; muss man zukünftig 
schauen. Aber es hat natürlich auch Rückwirkung 
auf die Stromnetze. Und insofern sollte man da 
integriert denken und integriert planen. Vielen 
Dank. 
 
Der Vorsitzende: Danke. Herr Lenkert von der 
Fraktion DIE LINKE. 
 
Abg. Ralph Lenkert (DIE LINKE.): Vielen Dank, 
Herr Vorsitzender. Die Wetterextreme werden grö-
ßer, das wurde schon angesprochen. Es gibt 
Omega-Wetterlagen, die sind von Norwegen bis 
Italien, von Polen bis Frankreich stabil, auch mit 
ohne Wind. Das gab es 1972 über vier Wochen, 
das ist ein Problem. Da hilft keine Trasse. Die 
zweite Frage ist natürlich für mich zwei GW HGÜ 
kosten 5 Milliarden, inklusive jährliche Rendite 
für die Netzbetreiber. Wartung, Abschreibung, das 
heißt 265 Millionen jährliche Kosten. Das muss 

man sehen und deswegen meine Frage an Herrn 
Barthel. Welche Probleme sehen Sie für das Ener-
giesystem, Strompreise, bei Fortsetzung des jetzi-
gen Systems der Stromnetzplanung. 
 
Der Vorsitzende: Danke. Herr Dr. Barthel bitte. 
 
SV Dr. Herbert Barthel (BN, BUND Bayern): Ich 
hatte das vorhin schon kurz angedeutet. Strom 
und Sonne als fluktuierende Stromlieferanten füh-
ren automatisch, im notwendigen hohen Zubau, 
zu extremen Spitzen. Und wenn wir ein System 
haben, so wie heute, und wir wollen diese Spitzen 
alle transportieren, alle austauschen, großflächig, 
quer über Europa, dann wird man noch sehr viel 
mehr Leitungen bauen müssen. Schauen Sie! Zu 
Beginn hatten wir ja einen Kostenrahmen von ca. 
10 Milliarden, da hat man gesprochen von ca.  
einen Cent pro kWh. Heute sind wir im Kosten-
rahmen, ich glaube, bei 100 Milliarden, die gehen 
Richtung 10, 15 Cent pro kWh. Und wir prognosti-
zieren, dass diese Art von Planung weiterlaufen 
wird. Man wird noch mehr Leitungen brauchen, 
denn ein System, das eben die Spitzen transpor-
tieren will, wird völlig überdimensioniert werden 
müssen. Und die Kosten werden in Gänze weglau-
fen. Und ich habe es vorhin schon angesprochen. 
Dann muss man eben massiv soziale Ungerechtig-
keiten befürchten. Denn heute ist es ja leider so 
geregelt, dass die Netzumlagekosten vorwiegend 
von den Kleinverbrauchern getragen werden und 
typischerweise  Großverbraucher eben aus Indu-
striegründen ausgenommen sind. Das wird zu so-
zialen Ungerechtigkeiten führen. Deswegen sagen 
wir, wir brauchen Alternativen, dass diese Spit-
zen eben nicht transportiert werden, sondern dass 
diese Spitzen regional, lokal verbraucht und aus-
geglichen werden. Also, wir brauchen ein priori-
tär regionales System. Wir brauchen Stärkungen 
im Verteilnetzsystem. Wir brauchen eine Stär-
kung, eine Priorisierung des Verteilnetzsystems 
gegenüber dem Übertragungsnetz. Und die augen-
blicklichen Entwicklungen, wie hier dieser Ge-
setzentwurf, laufen in die falsche Richtung. 
 
Der Vorsitzende: Danke. Herr Koeppen CDU. Herr 
Koeppen können Sie uns hören? Herr Koeppen? 
Ist er jetzt da? Dann Herr Dr. Lenz bitte. 
 
Abg. Dr. Andreas Lenz (CDU): Danke, Herr Vorsit-
zender. Meine Frage richtet sich an den Herrn 
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Brückl und an den Herrn Kapferer. Wir haben vor-
her ja schon kurz das Themenfeld intelligente 
Netze angesprochen. Können Sie, Herr Kapferer, 
vielleicht kurz beschreiben, was Sie hier planen, 
was der Status quo ist und wie die durchschnittli-
che Auslastung der Netze ist. Wie man hier auch 
im Lastenmanagement oder auf europäische 
Ebene weiter voranschreiten könnte. Dieselbe 
Frage richtet sich dann im Anschluss an den 
Herrn Brückl. 
 
Der Vorsitzende: Herr Kapferer bitte. 
 
SV Stefan Kapferer (50Hertz): Es ist völlig klar, 
dass im Netz der Zukunft die Digitalisierung eine 
zentrale Rolle spielen wird. Wichtige Begriffe sind 
hier heute schon gefallen: witterungsabhängiger 
Freileitungsbetrieb, höhere Auslastung der Netze 
bis zu 130 Prozent, die dann möglich ist. Das wird 
natürlich alles von uns gemacht werden in den 
kommenden Jahren. Wir haben alleine 11 Projekte 
bei 50Hertz, indem wir solche Überlegungen aus-
testen und realisieren. Dazu gehören auch ganz 
klassische technologische Weiterentwicklungen 
wie, dass wir Hochtemperaturleiterseile auf die 
Netzmasten legen statt der bisherigen Leitungen. 
Natürlich gibt es neue Entwicklungen, SmartWire 
war verschiedentlich in den Medien genannt. Ein 
Unternehmen, das versucht, mit Software die 
Netzauslastung zu verbessern. Auch da sind, 
glaube ich, alle Übertragungsnetzbetreiber inzwi-
schen mit ähnlichen Unternehmen im Gespräch, 
um entsprechende Projekte zu realisieren. Denn 
ist völlig klar, es gibt nicht die Sinnhaftigkeit, un-
begrenzt weiter die Netze auszubauen, das ist 
auch nicht im Interesse der Übertragungsnetzbe-
treiber. Wir haben ausreichend Projekte vor der 
Brust, die zu realisieren sind. Überall dort, wo wir 
gemeinsam mit der Bundesnetzagentur feststellen, 
dass technologische Entwicklungen helfen, das 
Netz besser auszulasten, dort werden wir dieses 
tun. Auch im Interesse der Kostenbelastung der 
Verbraucherinnen und Verbraucher. 
 
Der Vorsitzende: Danke. Herr Brückl bitte. 
 
SV Prof. Dr.-Ing. Oliver Brückl (OTH Regens-
burg): Ja, die Auslastung der Netze ist angespro-
chen worden und auch der Hinweis gegeben, dass 
die Netze angeblich ja nur für wenige Stunden im 
Jahr wirklich ausgelastet wären. Da muss man 

zweierlei Dinge einmal ins richtige Licht rücken. 
Zum einem die Energieversorgung, da haben wir 
keine Möglichkeit tatsächlich ständig 100 Prozent 
Auslastung zu erreichen. Das richtet sich einfach 
auch nach der Nachfrage. Also, wir haben in 
Deutschland eine Höchstlast von 85 GW und dem 
gegenüber steht eine Mindestlast von 35 GW. Und 
dem entsprechend macht sich das auch bemerkbar 
in der Auslastung der Netze. In früheren Jahren 
lag die durchschnittliche Ausnutzung der Übertra-
gungsnetze bei unter zwanzig Prozent. Wir steu-
ern mittelfristig auf Auslastungsgrade von deut-
lich über fünfzig Prozent zu. Und diese Auslas-
tungsgrade sind also durchaus weltweit Spitze. 
Also im Vergleich dann eben auch zur technisch 
möglichen Ausnutzung. Insofern denke ich nicht, 
dass man dieser… 
 
Der Vorsitzende: Ihre Zeit ist gleich um. Bitte. Tut 
mir leid, das geht leider nicht anders. Der Deal 
mit der Zeit. Frau Dr. Nestle bitte. 
 
Abge. Dr. Ingrid Nestle (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN): Ja, meine Frage geht nochmal an 
Frau Bethge. Wir schätzen Sie den Neufassungs-
paragrafen 9 des NABEG ein, nachdem ja eine Öf-
fentlichkeitsbeteiligung nicht mehr stattfindet, 
wenn neue Unterlagen von Dritten eingebracht 
werden. Und falls Sie noch Zeit haben: Sehen Sie 
es auch so, dass das Stromnetz für die Übertra-
gung in der letzten Erzeugungsspitze ausgelegt 
wird? Danke. 
 
Der Vorsitzende: Frau Bethge bitte. 
 
SVe Nadine Bethge (DUH): Paragraf 9 NABEG. Ich 
denke, Öffentlichkeitsbeteiligung ist ein hohes 
Gut in einer demokratischen Gesellschaft. Und 
der Netzausbau ist wichtig, um die Energiewende 
und den Klimaschutz voranzubringen. Beides 
muss ein gesundes Maß haben. Und das muss aus-
gewogen stattfinden. Ich bin der Meinung, dass 
Paragraf 9, die Neufassung, so nicht geht. Wenn 
Unterlagen eingebracht werden, die zusätzliche 
erhebliche oder andere erhebliche Umweltauswir-
kungen zur Folge haben und sich als ernsthaft in 
Betracht kommend herausstellen, muss die  
Öffentlichkeit beteiligt werden. Wenn man den 
Paragrafen jetzt einführen würde, das wäre falsch. 
Es wäre eine Beeinträchtigung der Öffentlichkeits-
beteiligung, wenn Träger öffentlicher Belange und 
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Bürgerinnen und Bürger da nicht mehr diesen 
Prozess nachvollziehen können, wie es dazu ge-
kommen ist. Das ist sehr wesentlich, weil dann 
kann man auch den Prozess verstehen und ist 
weiterhin mit dabei. Auch die Verkürzung der 
Äußerungsfrist von einem Monat auf zwei Wo-
chen halte ich für schwierig. Das ist die Heraus-
forderung, dass es dann eher Widerstand in der 
Öffentlichkeit gibt. Ob von den Trägern öffentli-
cher Belange (TÖB)? Ich glaube eher von den Be-
troffenen. Und ob es dann zu einer Beschleuni-
gung führen kann, ist meiner Meinung nach auch 
sehr fraglich oder zweifelhaft. Ein anderer Punkt, 
den ich auch noch in dem Zusammenhang zur  
Öffentlichkeitsbeteiligung mit einbringen möchte, 
ist die Frage nach der Konzentration auf die Frei-
leitungsprüfverlangen, die man bei einem Vorha-
ben G-Kennzeichnung hat. Da stellt sich für mich 
die Frage, was bedeutet das eigentlich. Den Pro-
zess zu verschlanken ist sehr sinnvoll. Man hat 
einmal ein Vorhaben und bekommt die Kenn-
zeichnung G, weil das dann schon in der Bundes-
fachplanung war. Aber hat eine Gebietskörper-
schaft, also eine Gemeinde oder ein Landkreis nur 
einmalig die Möglichkeit, um um ein Freileitungs-
prüfverlangen zu bitten? Und wenn es denn das 
nächste Mal zu einer Bundesfachplanung kommt 
bzw. ein Vorhaben mit der Kennzeichnung G in 
den gleichen Raum kommt? Darf man dann nicht 
mehr ein Freileitungsprüfverlangen einfordern? 
Oder ist es dann das Freileitungsprüfverlangen, 
was man schon im ersten Mal gefordert hat? Und 
wie lange ist denn dieser Raum dann, ich sage es 
jetzt mal, bundesfachgeplant? Also wie lange ist 
der denn verschlossen? Wie lange darf man da 
nicht nochmal eine neue Frage oder ein neuen 
Wunsch einbringen? Ich glaube, da braucht es 
eine zeitliche Befristung. Ein andere Punkt, der 
hinzukommt: Zur Öffentlichkeitsbeteiligung ist ja 
die Idee, Bundesfachplanung und Raumordnung 
miteinander zu verschränken und ein Planfeststel-
lungsverfahren zu integrieren. Das kann man ma-
chen. Aber man darf es nicht so verschlanken, 
dass man Schritte substituiert. Man darf sie nicht 
weglassen, und ich bin der Meinung: Herausforde-
rung ist und bleibt bei der Öffentlichkeitsarbeit  
oder bei der Öffentlichkeitsbeteiligung, Entschul-
digung, das so hinzukriegen, dass man Betroffene 
und Bremser gut auseinander hält.  
 
Der Vorsitzende: Danke. Wir haben die 

zweite Runde abgeschlossen. Wir kommen zur 
dritten. Ich würde jetzt doch bitten, auf zwei Mi-
nuten zu gehen, weil wir es sonst einfach nicht 
schaffen. Wir brauchen hinterher den Raum. Des-
halb bitte ich Fragende und Antwortende, sich re-
lativ kurz zu fassen. Als nächstes Herr Kollege 
Westphal, SPD. 
 
Abg. Bernd Westphal (SPD): Vielen Dank, Herr 
Vorsitzender. Meine Frage geht an Herrn Götz. 
Mir geht es noch einmal darum, ob nicht auch die 
Verteilnetze eine größere Rolle spielen bei dem 
Ausbau der erneuerbaren Energien? Ein zwei-
ter Punkt wäre, ob man nicht hybride Netze, das 
heißt also, ob man nicht nur Elektro-, sondern 
auch Moleküle zusammen planen muss, um da 
auch Kapazitäten besser auszunutzen? Und der 
letzte Punkt ist die Verlegetechnik AGS (auftriebs-
gestütztes Slipping). Ist das eine Option, um auch 
mehr Akzeptanz zu kriegen, also Schmaltrassen, 
weniger Eingriff in die Böden? 
 
SV Dr. Werner Götz (TransnetBW GmbH): Ich ver-
suche es einmal in 90 Sekunden. Verteilnetze und 
Übertragungsnetze: Ich glaube, hier ist es wichtig, 
dass wir eng miteinander planen, denken und ar-
beiten. Es wird in der Zukunft wichtiger als es 
heute ist, weil wir davon ausgehen müssen, dass 
ein hoher Anteil der Erzeugungsanlagen im Ver-
teilnetz, von der Verteilnetzebene einspeisen 
wird. Planungen im Bereich Verteilnetz, Übertra-
gungsnetz und auch im Bereich der Moleküle ge-
meinsam zu machen, auch das ist ein ganz wichti-
ger Punkt, der uns im Morgen und Übermorgen 
gravierender beschäftigen wird als heute. Also 
hier eine Systemplanung zu machen, ist ein Muss. 
Und der dritte Punkt ist die Kabelverlegungsme-
thode AGS: Wir haben unheimlich viele Techno-
logien zur Verfügung, um Erdkabel zu verlegen. 
AGS ist in der Bewertung, die wir im Hause 
durchgeführt haben, aktuell nicht das Verfahren, 
was sich hier der höchsten Wirtschaftlichkeit er-
freut und deshalb auch nicht favorisiert wird.  
 
Der Vorsitzende: Danke. Als nächstes Herr Dr. 
Lenz, bitte.  
 
Abg. Dr. Andreas Lenz (CDU/CSU): Danke, Herr 
Vorsitzender. Der Professor Brückl war ja mitten-
drin bei einer Beantwortung der Frage, deswegen 
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würde ich ihm gerne das Wort noch einmal über-
geben bezüglich der Frage Auslastung der Netze 
und Digitalisierung.  
 
Der Vorsitzende: Herr Brückl. Bitte schalten Sie 
das Mikro ein. 
 
SV Prof. Dr.-Ing. Oliver Brückl (OTH Regens-
burg): Entschuldigung. Also die Auslastung der 
Netze nimmt ja tendenziell zu; auch bei Anwen-
dung der intelligenten Technologien. Ein Punkt, 
der hierbei auch noch berücksichtigen ist, dass 
wir ja auch Reserven benötigen in unseren Net-
zen. Wenn es also zu Ausfällen kommt, das heißt 
also, man muss sich da ein Stück weit davon  
lösen, dass man Netze tatsächlich ständig zu ein-
hundert Prozent auslasten kann. Und insofern, 
wenn wir dann diese fünfzig Prozent eben ansteu-
ern, liegen wir eben, wie schon gesagt, weltweit 
an der Spitze. Und insofern kann da also nicht der 
Eindruck oder das Bild vermittelt werden, dass 
wir die Netze auf das letzte Kilowatt auslegen. 
Ganz im Gegenteil, dem Netzentwicklungsplan, 
dem Prozess ist auch unterlegt, dass drei Prozent 
der Jahresstromproduktion abgeregelt werden, um 
sozusagen den Ausbau des Transportnetzes dann 
auch zu reduzieren.  
 
Der Vorsitzende: Dankeschön. Herr Kotré, bitte, 
AfD.  
 
Abg. Steffen Kotré (AfD): Vielen Dank. Meine 
Frage geht an Herrn Professor Müsgens. Ihr Kol-
lege, Herr Professor Schwarz hat gesagt, dass wir 
mitnichten damit rechnen können, dass wir bei 
Windflaute Strom aus dem Ausland bekommen, 
weil auch dort dann die Kapazitäten hochlaufen. 
Dass wir es im Kohlebericht mit einer, in dieser 
Beziehung, Realitätsferne zu tun haben. Und dass 
jetzt Fakten und Naturgesetze so ein bisschen aus-
geblendet werden. Und zu guter Letzt hat er eben 
auch noch gesagt, dass der Netzbetrieb hochgradig 
aufgrund der beliebigen Einspeisung und damit 
verbunden wackelig geworden ist. Wie bewerten 
Sie diese Dinge?  
 
Der Vorsitzende: Herr Professor Müsgens.  
 
SV Prof. Dr. rer. pol. Felix Müsgens (BTU): Ja, vie-
len Dank für die Frage. Das ist natürlich eine 
wirklich spannende Frage. Aus meiner Sicht ist 

die Versorgungssicherheit derzeit nicht gefährdet. 
Wir haben mittlerweile seit 20 Jahren Liberalisie-
rungserfahrung. Und jeden Tag weiter bleibt das 
Netz stabil. Zumindest mal bis jetzt kann ich da 
nichts erkennen, dass es in irgendeiner Form 
große Ausfälle gäbe. Im Gegenteil, die Kollegen 
von den Übertragungsnetzbetreibern haben es 
schon angesprochen: Dieser „System Average In-
terruption Duration Index“ (SAIDI) mit dem man 
so etwas typischerweise quantifiziert, lag zuletzt 
in Deutschland bei zwölf Minuten. Das sind also 
netzbedingte Stromausfälle für den Verbraucher 
im Durchschnitt in Deutschland zwölf Minuten. 
Da stehen wir auch im internationalen Vergleich 
in Deutschland wirklich sehr, sehr gut da. Also 
wenn man einfach mal zwanzig Jahre zurück-
schaut, dann sind all diese Probleme bisher noch 
nicht eingetreten. Jetzt sind natürlich zwanzig 
Jahre Rückschau noch keine Garantie für die Zu-
kunft. Deswegen macht man da intensive Monito-
rings und schaut sich die Versorgungssicherheit 
an. Und die Studien, die dort gemacht werden, 
kommen bisher zu dem Ergebnis, dass es auch da 
derzeit keine Probleme gibt für die nächsten Jahre. 
Es ist genug Kapazität da. Aus den unterschied-
lichsten Gründen gibt es in Europa und auch in 
Deutschland nach wie vor ausreichende Erzeu-
gungskapazität. Also insofern, klar kann im Netz 
immer mal was passieren, aber es ist nicht kurz-
fristig davon auszugehen aus meiner Sicht. Vielen 
Dank.  
 
Der Vorsitzende: Danke. Kollege Saathoff, bitte.  
 
Abg. Johann Saathoff (SPD): Ja, herzlichen Dank. 
Ich habe noch einmal eine Frage an Herrn Ritzau. 
Erstmal die Gelegenheit vielleicht für Sie, die 
erste Antwort zu Ende zu geben. Und dann hat 
Herr Homann ja gesagt, zentrale und dezentrale 
Energiewirtschaft, dies sei ein künstlich konstru-
ierter Gegensatz, also Übertragungsnetze und Ver-
teilnetze sind eben nicht uneingeschränkt verbun-
den. Jedenfalls nicht die Verteilnetze untereinan-
der. Und wäre eine Interkonnektivität von Verteil-
netzen aus Ihrer Sicht nicht eine sinnvolle Op-
tion? 
 
Der Vorsitzende: Herr Dr. Ritzau, bitte.  
 
SV Dr. Michael Ritzau (BET Energie): Ja, vielen 
Dank. Ich wollte noch zu Ende führen, dass es 
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sehr wichtig ist, zu verstehen, dass diese ganzen 
Maßnahmen zur Höherauslastung der Netze, die 
jetzt schon verschiedentlich adressiert wurden, 
aber keinen Ersatz für den Netzausbau sind. Wir 
haben ja selber die Netze gerechnet, unter ande-
rem als Gutachter für die BNetzA. Und diese gan-
zen Maßnahmen, witterungsabhängiger Freilei-
tungsbetrieb, Phasenschieber, etc., die sind in 
dem Netzausbau schon mitgerechnet. Das heißt, 
das ersetzt das nicht, sondern es ergänzt das. Ich 
möchte auch noch deutlich machen mit einem 
Satz, dass auch nicht richtig ist, dass das jetzt für 
Spitzen ausgelegt wird, die Gleichstromnetze wer-
den für über 60 Prozent ausgelegt. Den Verteilnet-
zen kommt eine sehr wichtige Bedeutung zu. 
Schließlich werden da perspektivisch über 2 Mil-
lionen Erzeuger sein. Es kommt also sehr darauf 
an, dass es eine gute Schnittstelle zwischen den 
Übertragungs- und den Verteilnetzen gibt. Re- 
dispatch 2.0 leistet da einen wichtigen Beitrag. 
Und es gibt auch Pilotprojekte, die zum Beispiel 
zwischen MITNETZ, 50Hertz und Direktver-
marktern unternommen worden sind, damit die 
Verteilnetze optimal im Zusammenspiel mit den 
Übertragungsnetzen funktionieren. Man muss sich 
aber auch … 
 
Der Vorsitzende: Ihre Zeit ist abgelaufen. Danke-
schön. Herr Helfrich. 
 
Abg. Mark Helfrich (CDU/CSU): Danke, Herr Vor-
sitzender. Ich habe zwei Fragen an Herrn Kapfe-
rer. Die erste ist die Frage nach dem Plansicher-
stellungsgesetz: Soll es entfristet werden, gibt es 
dort entsprechend eine positive Erfahrung? Und 
die zweite Frage: Da geht es um Nearshore- 
Projekte an der Ostsee. Wir hören immer wieder, 
dass dort Potential ist, kurzfristig sozusagen Er-
zeugungskapazitäten auszubauen in der Mecklen-
burgischen Ostsee. Und mich würde die Netzsitu-
ation bei 50Hertz diesbezüglich interessieren.  
 
Der Vorsitzende: Herr Kapferer, bitte.  
 
SV Stefan Kapferer (50Hertz): Ja, Herr Abgeordne-
ter Helfrich. Vielen herzlichen Dank. Ich fange mit 
der zweiten Frage an. Wir haben Onshore an der 
Ostseeküste, also in Mecklenburg-Vorpom- 
mern, keine relevanten Netzengpässe. Es gibt ein 
paar kleinere Power-to-Heat-Projekte, die genutzt 
werden, um solche Engpässe auszugleichen. Aber 

insgesamt ist Onshore die Möglichkeit, weitere 
Potenziale aus der Ostsee abzutransportieren, 
durchaus gewährleistet. Deswegen glauben wir, 
dass die jetzige Verteilung, die sich im Flächen-
entwicklungsplan abzeichnet mit 37,5 GW in der 
Nordsee und 2,5 GW in der Ostsee, dem Potenzial 
in der Ostsee nicht gerecht werden wird. Was das 
Plansicherstellungsgesetz angeht, machen wir die 
Erfahrung, dass es sich natürlich bewährt hat, Un-
terlagen digital vorzuhalten. Natürlich ist eine An-
hörung, wenn sie vor Ort stattfindet, heute geeig-
net, um viele Fragen auch schnell zu klären und 
reduziert häufig dann auch die Tatsache, dass 
Leute hinterher sich nicht mehr im weiteren Ver-
fahren beteiligen. Trotzdem glauben wir, dass die-
ses Gesetz einen guten Dienst leistet und würden 
insofern eine positive Evaluierung aussprechen. 
Und der Gesetzgeber hat sich ja vorgenommen, 
das Gesetz zu evaluieren, bevor er abschließend 
entscheidet, ob er es verlängert.  
 
Der Vorsitzende: Dankeschön. Herr Dr. Neumann, 
FDP. 
 
Abg. Dr. Martin Neumann (FDP): Ja, vielen Dank. 
Meine Frage geht an Jochen Homann. Sollte es aus 
wettbewerblichen Gesichtspunkten der BNetzA 
erlaubt werden, die Verantwortung für Länder 
und Regelzonen übergreifende Vorhaben zur HGÜ 
auf andere Übertragungsnetzbetreiber zu übertra-
gen, wenn diese eine höhere Realisierungsquote 
bei Netzausbauvorhaben an Land sowie eine gesi-
cherte Finanzierung aufweisen. Danke.  
 
Der Vorsitzende: Herr Homann, bitte.  
 
SV Jochen Homann (Bundesnetzagentur): Ja, wir 
sind der Auffassung, dass das so, wie es geregelt 
ist, gut ist. Dass Länderübergreifende Vorhaben, 
HGÜ und andere Wechselstromtrassen jedenfalls 
dann auch von einer Bundesbehörde mitgeplant 
und genehmigt werden. Und da gibt es überhaupt 
keinen Grund, aus unserer Sicht davon abzuwei-
chen. Es wird sofort wieder zu Abstimmungsprob-
lemen zwischen den Ländern an den jeweiligen 
Punkten, wo die Leitungen zusammenkommen. 
Genau dies wollte ja das Netzausbaubeschleuni-
gungsgesetz seinerzeit gerade abschaffen, indem 
sie die Zuständigkeit auf den Bund verlagert ha-
ben. Deswegen sehe ich da keinen Vorteil darin, 
wenn man das ändern würde.  
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Der Vorsitzende: Danke. Jetzt probieren wir es 
nochmal mit Herrn Koeppen. Herr Koeppen, kön-
nen Sie uns hören? Dann nochmal Herr Dr. Lenz, 
bitte.  
 
Abg. Dr. Andreas Lenz (CDU/CSU): Ja, meine 
Frage geht an Herrn Homann. Jetzt haben wir vor-
hin gehört von Herrn Kapferer, dass es sehr unter-
schiedlich ist je nach Bundesland, je nach Land, 
wie sich die Ausbaugegebenheiten auch mit den 
örtlichen Behörden darstellen. Können Sie da aus 
Ihrer Erfahrung auch etwas berichten beziehungs-
weise welche Erfahrungen haben Sie als Behörde 
mit dem NABEG gemacht?  
 
Der Vorsitzende: Herr Homann, bitte.  
 
SV Jochen Homann (Bundesnetzagentur): Vielen 
Dank. Ja, wir machen die Erfahrung, die Stefan 
Kapferer auch schon genannt hat, nämlich sehr 
unterschiedliche. Es gibt vor Ort natürlich und 
auch nachvollziehbar gelegentlich Bedenken von 
Bürgern, die betroffen sind. Das ist völlig normal. 
Damit wird man gut umgehen können. Es gibt die 
Betretungsverbote, die ich schon erwähnt habe, 
die auch, wenn es ein Privater macht, noch erträg-
licher sind, als wenn es Kommunen sind, die  
eigentlich ja mitwirken sollten an der Energie-
wende, denke ich. Natürlich ist uns klar, dass wir 
in vielen Verfahren am Ende auch gerichtliche 
Verfahren haben werden. Deswegen ist es ja so 
unendlich wichtig, dass diese Projektierung, diese 
Genehmigungsverfahren positiv begleitet werden. 
Nicht nur vom Bund und von der Bundesregie-
rung, sondern eben auch von örtlichen Abgeord-
neten, soweit möglich, von den Landesregierun-
gen und vieles mehr. Und dass man dieses Spiel-
chen, die Leitung dann zum Nachbarn zu schie-
ben, auch auf der Ebene vielleicht mal irgend-
wann einstellen könnte.  
 
Der Vorsitzende: Danke. Kollege Westphal, SPD.  
 
Abg. Bernd Westphal (SPD): Vielen Dank. Ich  
habe eine Frage an Herrn Kapferer. Wir haben ja 
vorhin viel über Optimierung von Übertragungs-
netzen gesprochen. Inwieweit sehen Sie auch, 
dass wir diese n-1-Regelung reaktiv und eher 
nicht so, wie wir es heute machen präventiv nut-
zen, um da auch noch mehr Kapazitäten in den 
Netzen frei zu kriegen? Und was sehen Sie für 

weiteren Optimierungsbedarf?  
 
Der Vorsitzende: Herr Kapferer, bitte.  
 
SV Stefan Kapferer (50Hertz): Ja, vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Westphal. Es ist ja heute schon 
so, dass wir sehr intensiv, sehr viel häufiger als 
früher in die Steuerung des Netzes eingreifen. Pro-
fessor Müsgens hat auf die SAIDI-Werte hingewie-
sen, die nach wie vor ja extrem positiv sind, auch 
im internationalen Vergleich. Trotzdem darf man 
natürlich nicht unterschätzen, dass, wenn früher 
einige wenige Male in der Woche in das Netz ein-
gegriffen werden musste durch die Übertragungs-
netzbetreiber, dass das heute in sehr hohem Maße 
fast täglich passiert. Deswegen, all das was n-1 in 
Frage stellt, ist sicherlich ein Punkt, der sehr 
schwierig ist. Wir haben aber natürlich zusätzli-
che Maßnahmen, die in der Zukunft eine Rolle 
spielen. Zum Beispiel einmal das Thema des Dy-
namic Security Assessment, wo wir neben der pri-
märtechnischen Verstärkung im Netz eben auch in 
der Systemführung neue Netzberechnungsverfah-
ren anwenden werden. Wir haben neue Formen, 
was die Bereitstellung von Blindleistung angeht, 
durch STATCOM-Anlagen (statischer synchroner 
Kompensator). Also es gibt regelmäßige weitere 
Innovationen, die eine Höherauslastung und eine 
möglichst optimale Nutzung der Netzinfrastruktur 
erlauben. Ganz klar glaube ich, muss für Übertra-
gungsnetzbetreiber immer gelten, dass die Sys-
temstabilität höchste Priorität genießt. Wie alle 
wissen, es gibt auch vielfältige industrielle Unter-
nehmen. Und das ist ja dann bisschen eine andere 
Situation als im Privathaushalt, der mit zwölf Mi-
nuten Ausfall im Jahr, glaube ich, zurechtkommen 
wird. Da taut keine Kühltruhe ab. Aber Industrie-
unternehmen, die schon bei sekundenweisem 
Ausfall massive Schäden haben, ich glaube, das 
darf man nicht riskieren.  
 
Der Vorstand: Dankeschön. Herr Lenkert von der 
Fraktion DIE LINKE.  
 
Abg. Ralph Lenkert (DIE LINKE.): Meine Frage 
geht an Dr. Barthel. Wurden aus Ihrer Sicht  
Alternativen zum derzeitigen Netzausbau, dem ge-
planten Netzausbau ausreichend geprüft? Welche 
Alternativen schlagen Sie vor?  
 
Der Vorsitzende: Herr Dr. Barthel.  
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SV Dr. Herbert Barthel (BN, BUND Bayern): Ja, 
danke. Also wir sehen nicht, dass die Alternativen 
ausreichend geprüft wurden. Wir verweisen bei-
spielsweise auf den Verband deutscher Elektroin-
genieure in seinem zellularen Ansatz, der hier seit 
2015 Diskussionen bringt, wie ein zellulares de-
zentrales regionales Energiesystem für Strom auf-
gebaut werden könnte. Wir müssen Wind- und 
Sonnenenergie um mehr als den Faktor Fünf in 
Deutschland ausbauen für den Klimaschutz. Das 
wird zu extremen Spitzen führen. Diese Spitzen 
müssen regional in den Verteilnetzen ausgegli-
chen werden in einem Leistungsmanagement. 
Und da sehen wir eben, und wir hören dies aus 
den Gesprächen mit Vertretern der Bürgerenergie, 
mit Vertretern kommunaler Unternehmen, dass 
dieser geplante Ausbau der Übertragungsnetze das 
massiv behindern wird. Also die Befürchtungen, 
dass dieser Übertragungsnetzausbau es letztlich 
unmöglich machen wird, beispielsweise Speicher 
auf Verteilnetzebene zu errichten, weil sie sich 
wirtschaftlich nicht refinanzieren lassen, weil 
keine Grundlage dafür gegeben ist. Ähnlich die 
Diskussion Wasserstoff. Wir werden in Zukunft 
Wasserstoffelektrolyseure brauchen, regional über 
das Land verteilt. Die eben wie in Bayern, wenn 
wir die Photovoltaik massiv zubauen, dann eben 
Strom-Spitzen aufnehmen, die ja zunehmen und 
länger andauern werden. Wir brauchen also eine 
Diskussion Wasserstoff. Und wir führen im Mo-
ment eine Diskussion Übertragungsnetze, aber wir 
betrachten nicht dabei eine Infrastruktur Wasser-
stoff. Und diese Parallelität, diese Entkoppelung 
wird uns auf die Füße fallen. Wir müssen das 
heute diskutieren, und deswegen sagen wir „re-
turn to sender“, bitte. 
 
Der Vorsitzende: Dankeschön. Frau Nestle, bitte. 
 
Abge Ingrid Nestle (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Danke. Frau Bethge, welche sind denn die größten 
Hindernisse, dass der Ausbau nicht schneller  
vorangeht?  
 
Der Vorsitzende: Frau Bethge, bitte.  
 
SVe Nadine Bethge (DUH): Vielen Dank. Hinder-
nisse: Ich glaube, da schlägt mein Herz einfach 
wirklich für die Bürgerbeteiligung. Das muss ich 
einfach so sagen. Ich habe in den letzten 5 Jahren 
Bürgerdialog Stromnetz gemacht. Vor Ort zu sein, 

den Bürgern zu erklären, was da auf sie zukommt, 
was Energiewende bedeutet, was Netzausbau be-
deutet, einfach da sein und vielleicht auch ein-
fach mal zuhören, mal die Ängste mitzunehmen, 
mal das aufzunehmen, was die Menschen vor Ort 
beschäftigt. Transparenz, Vertrauen, Dialog, das 
ist für mich die Basis für die Akzeptanz und auch 
für einen schnelleren Netzausbau. Es kann 
dadurch schneller werden. Akzeptanz schaffen, 
das ist nicht die Grundlage für schnellen Netzaus-
bau. Das ist leider hanebüchen. Aber es kann un-
terstützen. Was ich vermisse und auch die Bürger 
vor Ort vermisst haben, das sind 709 Mitglieder 
des Deutschen Bundestages, die auch mal vor Ort 
sind. Die mal vor Ort sind, auch beim Netzausbau 
…(Hintergrundgeräusche). Sie waren einmal bei 
mir in fünf Jahren – okay… 
 
Abg. Timon Gremmels (SPD): Das stimmt nicht! 
 
SVe Nadine Bethge (DUH): Herr Westphal auch. 
 
Der Vorsitzende: Ich glaube, diese Frage sollten 
Sie bilateral klären.  
 
SVe Nadine Bethge (DUH): Darum geht es jetzt ja 
gerade nicht. Es geht darum, die Transformation, 
die Energiewende, was nicht nur Stromnetze sind, 
was auch Mobilität ist, was Wärmewende ist, etc. 
vor Ort zu erklären. Und da zu sein, bevor ein 
Vorhabenträger, bevor Herr Kapferer und Herr 
Götz mit ihren Teams draußen unterwegs sind 
und das Vorhaben im Klein-Klein diskutieren bis 
zum letzten Mast. Sondern dann zu erklären, wa-
rum brauchen wir eigentlich den Netzausbau? Das 
ist, finde ich, eine wichtige Basis. Der zweite 
Punkt ist natürlich, Herr Kapferer sagte es schon, 
Ausstattung der Behörden. Das sind die Planungs-
behörden, das sind die Genehmigungsbehörden, 
Naturschutzbehörden, etc. Die müssen einfach 
auch Personal haben, um das, diese 15 000 Seiten 
wälzen zu können, um die Pläne überhaupt lesen 
zu können und dann auch wieder erklären zu 
können.  
 
Der Vorsitzende: Recht herzlichen Dank! Wir sind 
damit am Ende der Anhörung. Ich glaube, der 
letzte Punkt, dass wir die Leute, die Bürgerinnen 
und Bürger mitnehmen müssen bei diesem ganzen 
Prozess der Energiewende, der ist unbestritten. 
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Und ich glaube, dass natürlich auch die Abgeord-
neten aller Fraktionen sich darum bemühen, weil 
sie ja immer damit rechnen müssen, dass irgend-
wann wieder ein Wahltermin droht und vielleicht 
dann auch eine Konsequenz gezogen wird, die 
ihnen nicht gefällt. Ich bedanke mich recht herz-
lich bei Ihnen für Ihre sachkundigen Ausführun-

gen, die, wie ich hoffe, dann auch in die Gesetzge-
bung eingehen werden. Ich bedanke mich bei mei-
nen Kolleginnen und Kollegen für die Fragen, die 
sie gestellt haben. Und wünsche Ihnen noch einen 
angenehmen Tag. Recht herzlichen Dank! 
 
 

 

Schluss der Sitzung: 15:33 Uhr 
Pau/Jae 
 


